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DES KANTONS AARGAU
Probleme lösen, nicht schaffen
Mit dem <Plakat-
streit> hat die Po-
lemik um die
M inaret t in iat ive
einen neuen Höhe-
punkt erreicht. Ge-
ändert hat sich am
Grundproblem je-
doch nichts. Die Initiative verletzt wei-
terhin die Glaubens- und Gewissens-
freiheit und löst keine integrations-
politischen Probleme.
Für Sakralbauten gelten die gleichen Re-
geln und Einschränkungen wi  für andere
Bauvorhaben, was im Sinne des Willkür-
verbots, der Rechtsgleichheit sowie der
Glaubens- und Gewissensfreiheit nicht
zuletzt auch von anderen Religionsge-
meinschaften zu begrüssen ist. Das heisst,
dass der Bau eines Minaretts zulässig st,
sofern die entsprechenden Bauvor-
schriften eingehalten werden.
0b ein Minarett bewilligt werden kann,
muss in jedem Fall einzeln geprüft wer-
den. Die lokalen Behörden, welche die
genaue Situation vor Ort kennen, sind da-
für die einzig richtigen I stanzen. Sie ver-
fügen über ein weites Ermessen, nicht
zuletzt auch hinsichtlich der Fragg ob das
Minarett in das Ortsbild passt. Während
ein Minarett in einer historischen Altstadt
kaum realistisch sein dürfte, ist dem Bau
eines bloss ymbolischen Minaretts inZo-
nen für öffentliche Bauten, Gewerbezo-
nen sowie gemischten Zonen prinzipiell
planungsrechtlich wenig entgegenzuset-
zen.
Das Minarett als Integrationschance
DerWunsch von Religionsgemeinschaften,
eine repräsentative Sakralbaute errichten
zu wollen, muss vom integrationspoli-
tischen Standpunkt positiv betrachtet
werden. Es zeigt, dass die Angehörigen
der entsprechenden Glaubensgemein-
schaft in der Schweiz sesshaft wurden und
hier ihren Lebensmittelpunkt fanden. Dies
bedeutet aber auch, dass man sich mit
blossen Provisorien i  leerstehenden Fa-
brikhallen nicht mehr zufrieden gibt und
einen fixen, repräsentativen u d würdi-
gen Bezugspunkt zurPflege des religiösen
und sozialen Lebens wünscht. Wenn die
lnitianten glauben, dass mit dem Verbot
von Minaretten auch nur ein integrations-
politisches Problem gelöst wird, irren sie.
Bestehende Integrationsprobleme kön-
nen nicht mit einer blossen <Symbolbe-
kämpfung> gelöst werden, sondern be-
dürfen einer konkreten Lösuno der
ursächlichen Probleme.
Werbewert in Millionenhöhe
Es ist ein in der bundesgerichtlichen Recht-
sprechung seit langem anerkanntes Recht,
im Rahmen der geltenden Rechtsordnung
auch gegenüber Religionsgemeinschaften
und Glaubensregeln Kritik äussern zu dür-
fen. Dies umfasst auch das Recht zur Lan-
cierung von fragwürdigen I itiativen wie
beispielsweise der < Minarettinitiative>,
Der vorläufig letzte Akt in diesem Zusam-
menhang stellt die Diskussion um die Pla-
kate der Initianten dar, Mit den Verboten
wurde den Befünruortern der Initiative ine
unvergleichliche Plattform it einem Wer-
bewert in Millionenhöhe geboten. Die Dis-
kussion dreht sich notabene um Plakate,
welche im Vergleich mit früheren Abstim-
mungsplakaten, aus dem rechtspolitischen
Lager eher wenig spektakulär daherkom-
men.
Die Meinungsäusserungsfreiheit geniesst
in einem demokratischen Staat einen be-
sonders hohen Schutz und darf nur in äus-
s rsten Notfällen eingeschränkt werden.
0b hier ein solcher Fall vorliegt, muss auf-
grund er aktuellen juristischen Praxis eher
bezweifelt werden, Es kann damit gerech-
net werden. dass auch in diesem Fall die
Gerichte das letzte Wort haben werden.
Was wäre wenn?
Die <Minarettinitiative> rletzt in ihren
Forderungen die Glaubens- und Gewis-
sensfreiheit (vgl. zu den rechtlichen As-
pekten <akzente> 2-09). Was passiert,
wenn die lnitiative trotzdem angenommen
würde? Es ist wohl davon auszugehen,
dass der Europäische G richtshof fürMen-
schenrechte b i einer Beschwerde einer
entsprechenden Regelung die Anwendung
versagen würde. Eine rechtskonforme Um-
setzung der <Minarettinitiative> erscheint
aufgrund erAbsolutheit desVerbots nicht
möglich,
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